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Der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 

III A 6 - 3450 


Bonn, den 3. November 1967 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Lage der Kartoffelwirtschaft 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Logemann, Sander 
und der Fraktion der FDP 
— Drucksache V/2174 — 


Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt: 


1 . Ist die Bundesregierung bereit, entsprechend der Bedeutung des 
Kartoffelanbaues für unsere leichten Böden und der Tatsache, 
daß die Bundesrepublik die größte Kartoffelanbaufläche von 
allen Partnerländern der EWG aufweist, eine EWG-Marktorga- 
nisation für Kartoffeln zu erwirken? 

Nach Artikel 43 des Romvertrages liegt das Vorschlagsrecht für 
die gemeinsame Organisation der Agrarmärkte bei der EWG- 
Kommission. Auf eine Anfrage des Abgeordneten Kriedemann 
— in einer anderen Angelegenheit der Kartoffelwirtschaft — 
hat die Kommission schriftlich mitgeteilt, daß sie bis zum 31. 
Dezember 1967 einen Vorschlag für eine Organisation des ge- 
meinsamen Kartoffelmarktes zu machen gedenke. Die Bundes- 
regierung wird die Vorschläge der EWG-Kommission entspre- 
chend der Bedeutung der Kartoffelwirtschaft in der Bundesre- 
publik eingehend prüfen. 


2. Sieht die Bundesregierung durch die Einbeziehung der Kartof- 
feln in eine gemeinsame Marktorganisation die Möglichkeit, 
die Rentabilität des deutschen Kartoffelanbaues so zu verbes- 
sern, daß ein Zusammenbruch der Erzeugerpreise, wie er zur 
Zeit festzustellen ist, für die Zukunft verhindert wird? 

Die bloße Einbeziehung in eine gemeinsame Marktorganisation 
vermag die Rentabilität eines Erzeugnisses weder zu sichern 
noch wiederherzustellen, solange schwerwiegende Ursachen 
für die fehlende Rentabilität in der Kartoffelwirtschaft selbst 
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bestehen bleiben. Sehr instruktive Darstellungen der Proble- 
matik finden sich in fast allen Fachorganen der Kartoffelwirt- 
schaft. 


3. Ist die Bundesregierung bereit, gemäß Artikel 44 des EWG- 
Vertrages, unverzüglich Mindesteinfuhrpreise für Kartoffeln 
einzuführen, um zusätzlichen Angebotsdruck zu verhindern? 

Die Bundesregierung ist bereit, gemäß Artikel 44 des EWG- 
Vertrages ein Mindestpreissystem anzuwenden, sofern die 
Voraussetzungen dafür gegeben sind. Wenn allerdings die 
Importware der heimischen Nachfrage weit besser entspricht 
als das heimische Angebot und sehr viel höhere Preise erzielt, 
sind die notwendigen Voraussetzungen für Maßnahmen nach 
Artikel 44 des Romvertrages nicht gegeben. Vorsorglich habe 
ich trotzdem die technischen Vorarbeiten für eine eventuelle 
Notifizierung der Absicht, ein Mindestpreissystem anwenden 
zu wollen, vor längerer Zeit eingeleitet. 


4. Wird die Bundesregierung den Export von Kartoffeln und Kar- 
toffelerzeugnissen in gleicher Weise fördern, wie das in Nach- 
barländern geschieht? 

Die Bundesregierung hat wiederholt versucht, durch Beihilfen 
den Export von Kartoffeln zu fördern. Die Förderungsmaßnahme 
war in der Kartoffelwirtschaft selbst außerordentlich umstritten. 
Die gelieferten Qualitäten waren leider häufig unzureichend. 
Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die heimische 
Kartoffelwirtschaft angesichts der Preissituation in der Bundes- 
republik auch ohne Subventionen auf den Auslandsmärkten 
voll wettbewerbsfähig ist, sofern gefragte Sorten, vor allem 
in entsprechender Qualität, angeboten werden. Die Bundesre- 
gierung hat in den letzten 10 Jahren gemeinsam mit den Lan- 
desregierungen ganz erhebliche Zuschüsse für die Qualitäts- 
förderung und für die Entwicklung moderner Vermarktungs- 
einrichtungen geleistet. 


5, Ist die Bundesregierung bereit, umgehend eine Erhöhung der 
Brennrechte für Kartoffeln und Kartoffelerzeugnisse zu veran- 
lassen, um damit eine Entlastung des Kartoffelmarktes zu er- 
möglichen? 

Die Brennrechtshöchstgrenzen sind durch das Gesetz über das 
Branntweinmonopol festgesetzt und können auf dem Verwal- 
tungswege nicht erhöht werden. Die Bundesmonopolverwal- 
tung für Branntwein wird jedoch für das Betriebsjahr 1967/68 
zulassen, daß je Brennerei im überbrand bis zu rund 1000 Ton- 
nen Kartoffeln zusätzlich zu Branntwein nutzbringend verar- 
beitet werden können. Eine weitergehende Regelung ist mit 
Rücksicht auf die Bestands- und Absatzlage der Bundesmono- 
polverwaltung nicht möglich. 
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6. Ist die Bundesregierung zur Entlastung des deutschen Kartoffel- 
marktes und als Ausgleich für die durch die Senkung der bis- 
herigen deutschen Futtergetreidepreise erfolgte Benachteiligung 
der Kartoffeln für Futterzwecke bereit, die Rentabilität der Ver- 
wertung von Futterkartoffeln durch Verbilligung der Kartoffel- 
trocknung und -Silierung zu fördern? 

Kartoffeln als Rohstoff sind nach den eigenen Angaben der 
Kartoffelwirtschaft so billig, daß ihre Verfütterung in nasser 
oder trockener Form auch ohne Subventionierung möglich sein 
dürfte. Unabhängig davon stellte die Bundesregierung in die- 
sem Jahr 1,1 Millionen DM für den Bau von Kartoffeltrock- 
nungsanlagen in den Hauptanbaugebieten bereit. 


Hermann Höcherl 
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